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"The originality of the Community system, revolving around 
the institutional triangle of the Council, Parliament and the 
Commission, lies without doubt in the Commission and its 
right of initiative. The Commission is the melting pot into 
which the various national interests and tensions are poured, 
and from which emerge proposals that seek to reconcile these 
often conflicting interests. In this way it provides not only a 
synthesis and analysis of the problems at issue but also a star-
ting-point for negotiations in which, once national differences 
have been aired, the common European interest can be identi-
fied. This executive, that combines independence with a sensi-
tivity to the balance of powers and interests in all the Member 
States both large and smalI, is the sine qua non for the effecti-
ve pooling of sovereignty in the Community."l 

Einleitung 

Der Vielfalt der Gesetzgebungsverfahren des EG-Vertrags gemeinsam ist ihr 
Anfang: In aller Regel leitet die Europäische Kommission mit einem Vorschlag für 
einen Gemeinschaftsrechtsakt - der Gesetzesinitiative - die Lesungen des Rates 
und des Europäischen Parlaments ein. Es hat sich eingebürgert, diese Eigen-
tümlichkeit als das Charakteristikum der Europäischen Gemeinschaft schlechthin2 

oder als das spezifische Erscheinungsbild der Gewaltenteilung auf Gemeinschafts-
ebene3 zu bezeichnen4. 

Die vorliegende Arbeit behandelt das Initiativrecht der Kommission. 

Die Kommission ist für praktisch alle Gemeinschaftspolitiken das exklusiv vor-
lageberechtigte Organ. Im Unterschied zur verfahrensrechtlichen Komplexität der 
Beratungsphase ist somit für das legislatorische Einleitungsverfahren eine glei-
chermaßen eindeutige wie einfache Regelung getroffen. Nach Artikel 213 Abs. 2 
EGV üben die Kommissionsmitglieder ihre Tätigkeit "in voller Unabhängigkeit" 
und "zum allgemeinen Wohl der Gemeinschaft" aus. Damit ist nicht nur die per-
sönliche Unabhängigkeit der Kommissare gemeint, sondern auch die institutionelle 

1 Romano Prodi, Präsident der Europäischen Kommission, in einer Rede vor dem Europäi-
schen Parlament in Straßburg am 3. Oktober 2000. 

2 Hummer, in: Grabitz/Hilf, EG-Kommentar, Artikel 155 EGV Rn. 39; Huthmacher, 
S. 232; Noel, The Commission's Power of Initiative, S. 123. 

3 Stabenow, Zweckbündnis von Nationalstaaten oder Rechts- und Wertegemeinschaft?, 
S. 2; Petzold, S. 60; ähnlich Kapteyn/VerLoren van Themaat/Gormley, S. 203. 

4 Im Rahmen der derzeitigen "Verfassungsdebatte" bezeichnet die Kommission die Tren-
nung von Vorschlagskompetenz und Beschlußfassungsrecht gelegentlich kurz und bündig als 
Gemeinschaftsmethode. V gl. Europäische Kommission, Ein Projekt für die Europäische Uni-
on, S. 8. Näher hierzu am Ende dieser Arbeit. 
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Unabhängigkeit der Kommission gegenüber den übrigen Gemeinschaftsorganen 
und gegenüber den Mitgliedstaaten. Die Kommission darf Anweisungen der Re-
gierungen oder des Rates weder anfordern noch entgegennehmen5. Im Grundsatz 
ist es allein ihre Sache, mit einem Gesetzesvorschlag den anderen Institutionen die 
Beschlußfassung zu ermöglichen. Das Vorschlagsverfahren beruht also auf der in-
stitutionellen Besonderheit, daß das vorschlagende Organ grundsätzlich nichts be-
schließen kann und die beschließenden Organe grundsätzlich nichts vorschlagen 
können6. 

Damit ist der Kommission eine Stellung zugewiesen, die in der vertraglichen 
Konstruktion über die verfassungsrechtlichen Regelungen der Mitgliedstaaten hin-
ausgeht. Nach dem deutschen Verfassungsrecht können Gesetzesinitiativen von der 
Bundesregierung als Kollegialorgan ausgehen, aus der Mitte des Bundestags? kom-
men oder aus dem Bundesrat8. Ebenso ist in allen anderen Mitgliedstaaten das 
förmliche Gesetzesinitiativrecht auf mehrere Träger verteilt, wobei - bis auf eine 
besondere Regelung in der Verfassung des Großherzogturns Luxemburg9 - ins-
besondere alle nationalen Parlamente das Recht zur Gesetzesvorlage besitzen 10. 

5 loma, in: Schwarze, EU-Kommentar, Artikel 213 EGV Rn. 3 f. 
6 Bröhmer, S. 208. 
7 Gemäß § 76 GO-BT von einer Fraktion oder von mindestens 5% der Mitglieder des 

Bundestages. 
8 Artikel 76 Abs. 1 GG. Vgl. Maunz, in: Maunz/Dürig/Herzog/Scholz, Grundgesetz, 

Artikel 76 Rn. 23. 
9 In Luxemburg teilt der Großherzog dem Parlament die Gesetzesvorschläge mit, die er 

seiner Annahme unterbreiten will, wobei das Parlament wiederum das Recht hat, ihm Geset-
zesentwürfe vorzuschlagen, vgl. Artikel 47 Verfassung des Großherzogturns Luxemburg. 

10 In Belgien hat jedes Legislativorgan - der König, der Senat und die Abgeordnetenkam-
mer - das Initiativrecht, Artikel 75 Die koordinierte Verfassung Belgiens. In Dänemark ist 
jeder Abgeordnete des Folketing berechtigt, Gesetzesvorlagen einzubringen, § 41 Verfassung 
des Königreiches Dänemark. Außerdem kann der König dem Parlament Gesetzesvorlagen 
vorlegen lassen, § 21. In Finnland besitzen ebenfalls alle Abgeordneten des Reichstags das 
Gesetzesvorschlagsrecht, ebenso die Regierung, § 39 Grundgesetz Finnlands. In Frankreich 
steht die Gesetzesinitiative sowohl dem Premierminister als auch den Parlamentsmitgliedern 
zu, Artikel 39 Verfassung der Republik Frankreich. In Griechenland steht das Recht, Gesetze 
vorzuschlagen, dem Parlament und der Regierung zu, Artikel 73 Verfassung der Republik 
Griechenland. In Irland können die Regierung, das Parlament und der Senat Gesetzesvor-
lagen einbringen, Artikel 20 Verfassung der Republik Irland. In Italien steht die Gesetzes-
initiative der Regierung, jedem Abgeordneten und weiteren per Gesetz bestimmten Organen 
zu. Darüber hinaus kann das Volk die Gesetzesinitiative ausüben, indem mindestens 50000 
Wahlberechtigte einen Gesetzesvorschlags vorlegen, Artikel 71 Verfassung der Republik Ita-
lien. In den Niederlanden können Gesetzesvorlagen vom König oder in seinem Auftrag und 
von der Zweiten Kammer der Generalstaaten (des Parlaments) eingebracht werden, Artikel 
82 Verfassung des Königreichs der Niederlande. In Österreich können die Mitglieder des Na-
tionalrates, des Bundesrates und der Bundesregierung Gesetzesvorlagen einbringen sowie je-
der von 100000 Stimmberechtigten oder von je einem Sechstel der Stimmberechtigten dreier 
Bundesländer gestellter Volksbegehren, Artikel 41 Bundesverfassungs-Gesetz der Republik 
Österreich. In Portugal liegt die Gesetzesinitiative bei den Abgeordneten, bei den Fraktionen, 
bei der Regierung und für bestimmte Fälle bei Bürgerinitiativen, Artikel 167 Verfassung der 
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Allerdings herrschen trotz der Verteilung des Initiativrechts faktisch in den Natio-
nalstaaten die Initiativen der Exekutive vor. In der Literatur wird aus diesem Grund 
zumeist nicht der institutionelle Unterschied zwischen exklusivem Initiativrecht 
auf Gemeinschaftsebene und der Verteilung auf mehrere Träger im Nationalstaat 
betont, sondern die praktische Beobachtung, daß die Regierungen die planerisch-
lenkende Rolle und die Formulierung der gewaltenüberlagernden StaatszieIe über-
nehmen 11. Wegen des Übergewichts von Regierungsinitiativen ist zum Teil sogar 
von einer Vorbildfunktion für die Rolle der Kommission die Rede l2. 

Der Verankerung des Initiativrechts in einer zentralen, unabhängigen Instanz 
mit weitreichenden Informationsmöglichkeiten und sachverständigen Vertretern 
lag die Erwartung der Gründerstaaten zugrunde, die Kommission sei durch die 
Verpflichtung auf das Gemeinwohl in besonderer Weise geeignet, eine Lenkungs-
funktion zu übernehmen 13. Der Exklusivität des Vorschlagsrechts wohnt eine 
Schutzfunktion inne, die sich in erster Linie mit der fundamentalen Entscheidung 
erklärt, im Ministerrat Rechtsakte mit Mehrheit zu beschließen. Ihr Hauptzweck 
besteht darin, nur solche Entwürfe zur Beschlußfassung zuzulassen, die dem Ver-
trag und dem Gemeinschaftsinteresse Rechnung tragen. Da der Rat im Prinzip nur 
einstimmig von diesen Vorschlägen abweichen kann, wird hierdurch verhindert, 
daß eine Mehrheit im Rat ohne Zustimmung der Kommission einen Staat zu einer 
Regelung zwingt, die einseitig den Wünschen der Mehrheit entspricht14• 

In der Gemeinschaftsrealität herrscht zwischen allen Legislativorganen und den 
Mitgliedstaaten ein ständiger und intensiver Austausch über die Planung und Initi-
ierung von Gemeinschaftsrecht. Das exklusive Initiativrecht bedeutet also nicht, 
daß alle Anstöße zu Rechtsaktentwürfen notwendigerweise von der Kommission 
kommen. Aus diesem Grund konzentriert sich diese Arbeit auf das Zusammenspiel 

Republik Portugal. In Spanien steht die Gesetzesinitiative der Regierung, dem Kongreß und 
dem Senat zu, Artikel 87 Verfassung des Königreiches Spanien. In Großbritannien haben die 
Regierung und die Abgeordneten des Unterhauses das Initiativrecht, siehe Turpin, S. 46. V gl. 
zur Initiativberechtigung auch Ress, Das Europäische Parlament als Gesetzgeber, S. 227, der 
allerdings zu Unrecht davon ausgeht, daß das Schweizer Parlament kein Initiativrecht habe. 
Nach Artikel 160 Abs. 1 und 181 Schweizer Bundesverfassung sind initiativberechtigtjedes 
Ratsmitglied, jede Fraktion, der Bundesrat, parlamentarische Ausschüsse und jeder Kanton. 
Näher Häfelin/ Haller, S. 526 ff. und Tschannen, S. 266 ff. . 

11 Bröhmer; S. 209; Pemice, Maastricht, Staat und Demokratie, S. 483, jeweils mit wei-
teren Nachweisen. Der Deutsche Bundestag geht von der Regierungsinitiative als Regelfall 
aus, weil über zwei Drittel aller Entwürfe von der Regierung eingebracht werden. V gl. hierzu 
die Übersicht unter http://www.bundestag.de/info/gesgeb/gesgeb2.htm. Für das französi-
sche Verfassungsrecht vgl. Duhamel, S. 256 ff. und Pactet, S. 424 ff. ("prerogatives gouver-
nementales"). Nach englischem Verfassungsrecht gilt eine Art Vorfahrtregel zugunsten von 
Regierungsinitiativen, vgl. Bradley/Ewing, § 4 Rn. 12 und Turpin, S. 46. 

12 Constantinesco, Recht der Europäischen Gemeinschaft, S. 520. 
13 Zur Lenkungs- und Steuerungsfunktion siehe näher sogleich in Kapitel 1 unter I. 1. Zur 

Entstehung und Begründung des Vorschlagsverfahrens umfassend Remus, S. 261 ff. 
14 Näher Gazzo, S. 118 ff.; Klösters, S. 73. 
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